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Hans-Hagen Härtel

Nicht einmal ein Jahr nach dem 9. November, als das SED-Regim e mit der Grenzöffnung 
vor seinem  eigenen Anspruch und vor der eigenen Bevölkerung kapitulierte, sind die 

Bewohner der früheren DDR mit allen Rechten und Pflichten Bürger der Bundesrepublik 
Deutschland. Dam als hätte man eine so rasche ökonom ische und politische Integration nicht 
nur für undenkbar, sondern auch für nicht wünschensw ert gehalten.

Wenn die W issenschaftler aus der Welt ihrer theoretischen M odelle in die reale W elt treten, 
müssen sie insbesondere einem Faktor Rechnung tragen, näm lich dem  Umstand, daß die 
Anpassung an Veränderungen des politischen und w irtschaftlichen Um feldes Zeit braucht.
Zeit wird zum einen benötigt, weil Produktionsanlagen und Institutionen beseitigt, m odern i­
siert oder neu aufgebaut werden müssen, und Zeit braucht es zum anderen und vor allem, 
weil die M enschen als ökonom ische und politische Entscheidungsträger erst die notwendi­
gen Kenntnisse und Erfahrungen erwerben müssen.

Bei schockartigen Veränderungen des Um feldes besteht die Gefahr, daß die obsoleten 
Produktionsanlagen, Institutionen und Fähigkeiten rascher zerstört als neue aufgebaut wer­
den, so daß in der Übergangszeit Ressourcen, insbesondere Arbeitskräfte, unbeschäftigt 
bleiben. Dies ist in der ehem aligen DDR nun eingetreten, und zwar in einem Ausmaß, das 
selbst Pessim isten nicht zu prognostizieren wagten. Einen Tag nach der Vollendung der E in­
heit m eldete die Bundesanstalt für Arbeit, daß sich im westlichen Teil G esam tdeutsch lands 
die Expansion der Beschäftigung ungebrochen fortsetzt und die Anzahl der von A rbe its losig­
keit und Kurzarbeit Betroffenen auf 1,8 M illionen gesunken ist, während diese Anzahl in den 
neuen Bundesländern auf 2,2 M illionen gestiegen ist. Inzwischen sind dort nahezu ein V iertel 
aller Erwerbspersonen als Arbeitslose oder Kurzarbeiter gem eldet, im alten Bundesgebiet 
sind es nur noch 6% . Es wäre eine schwere Hypothek für den Neubeginn, wenn der Eindruck 
entstünde, daß von der Vereinigung weitgehend die „A ltsassen“ profitierten, während die 
Lasten der Integration allein von den „N ew com ern“ getragen würden.

W ar der Zusam m enbruch der DDR-W irtschaft verm eidbar? Zur Vermeidung von Friktionen 
in Anpassungsprozessen plädieren vie le Ö konom en dafür, die Produzenten und Konsum en­
ten nicht schockartig, sondern schrittweise mit Veränderungen des Um feldes zu konfrontie­
ren. D ieser Idee des G raduallsm us entspricht es, daß in der Vergangenheit für die Integration 
von unterschiedlichen Volksw irtschaften zu einem einheitlichen Markt oder für den Beitritt 
von Ländern in einen größeren W irtschaftsraum  längere Übergangsregelungen vereinbart 
wurden. Dabei blieben z.B. wettbewerbsschwache Unternehm en durch tem poräre D iskrim i­
nierung von Im porten geschützt und wurden erst nach und nach dem vollen W ettbewerb aus­
gesetzt.

Es gibt die Auffassung, es sei ein Fehler gewesen, m it der W ährungsunion am 1. Juli auch 
die W irtschaftsunion einzuführen und dam it die vorm als geschützten ostdeutschen Unter­
nehmen schlagartig der Konkurrenz von professionellen Anbietern auszusetzen, die b illi­
gere, bessere, ansprechendere und kundengerechtere Produkte liefern und sich durch hohe 
Flexibilität auszeichnen. Statt dessen hätte man die westlichen Im porte zunächst durch Zölle
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oder durch Steuern verteuern sollen. Auf d iese W eise hätte man allerd ings die im Verhältnis 
1:1 um gestellten Einkom m en und die Geldverm ögen nachträglich w ieder abgewertet und 
hätte eine Zoll- und Steuergrenze aufrechterhalten müssen, die die Anbieter jense its und die 
Konsum enten diesseits der Grenze zu vie lfältigen Um gehungsversuchen anim iert hätte. 
Dies wäre jedoch ein Verstoß gegen die w esentlichen Ziele der Bevölkenjng gewesen, die auf 
die Beseitigung von künstlichen Grenzen, auf eine rasche Verbesserung der Güterversorgung 
und auf die Abschaffung eines W irtschafts- und G esellschaftssystem s gerichtet war, das de 
facto Präm ien auf illegales und ineffizientes Handeln gewährte.

Ein weiteres Argum ent kommt hinzu. Die Verdrängung der heim ischen durch westliche 
Produkte ist nur eine Ursache für die akute W irtschaftskrise in der ehem aligen DDR. Nicht 
m inder gravierend sind die Friktionen, die der System wechsel hervorgerufen hat, d.h. der 
W echsel von einer zentra listischen Parte idiktatur zu einer pluralistischen, föderalen Dem o­
kratie und der W echsel von einer zentra listischen und hierarchischen W irtschaftslenkung zu 
einer dezentra len und durch M ärkte koordinierte W ettbewerbsw irtschaft. Die Erfahrungen in 
Ungarn, Polen und auch der Sowjetunion, die früher als die DDR mit der politischen und öko­
nom ischen Liberalisierung begonnen hatten, belegen, daß es verm utlich keinen praktikablen 
gradualistischen Übergang von dem einen zum anderen System gibt. In d iesen Ländern sind 
die Friktionen kaum w eniger gravierend; insbesondere ist die Krise dort sehr hartnäckig. Dies 
liegt daran, daß in der Phase, in der die politische G ewalt von der Zentra le auf die neuen po li­
tischen Institutionen und die ökonom ischen Kom petenzen von der P lanbürokratie auf die Un­
ternehm en übergehen und in der die neuen „E igentum srechte“ kodifiz iert und eingeübt wer­
den, gleichsam  ein anarchischer Zustand besteht, der allenthalben Attentism us, insbeson­
dere hinsichtlich längerfristiger Festlegungen, hervorzurufen droht.

Es sprachen deshalb nicht nur politische, sondern auch ökonom ische Gründe dafür, daß 
sich die verantwortlichen Regierungen und Parteien dazu entschlossen, den System wech­
sel nicht schrittweise, sondern schockartig vorzunehm en und auch weitgehend darauf ver­
zichteten, die Rechtsordnung der Bundesrepublik zu verbessern und beitrittsfreundlicher zu 
gestalten. Daß dam it erhebliche Anpassungsfriktionen für die neuen Bundesbürger in Kauf 
zu nehm en waren, mußte bei nüchterner Betrachtung klar sein. Das Beispiel der W ährungs­
reform und Liberalisierung des Jahres 1948 taugte zum indest für die kurze S icht nicht zum 
Vergleich. Damals standen die westdeutschen Unternehm en bei noch geringer w e ltw irt­
schaftlicher Verflechtung bei weitem  nicht unter diesem Druck von überlegener ausländi­
scher Konkurrenz, zum al auch die übrigen Volksw irtschaften durch den Zweiten W eltkrieg ge­
schwächt waren. Und: Die m arktw irtschaftliche O rdnung war durch die Kriegsw irtschaft zwar 
weitgehend suspendiert, aber die politischen und w irtschaftlichen Institutionen, vor allem 
aber das m arktw irtschaftliche Denken in den Unternehm en und in der Bevölkerung waren 
noch intakt.

Die Friktionen, insbesondere die hohe A rbeitslosigkeit in den neuen Bundesländern, sind 
nicht die Folgen der Vereinigung, sondern unverm eidliche Kosten des von nahezu allen ge­
wünschten System wechsels, die bei einem schrittweisen Übergang verm utlich noch höher 
ausgefallen wären. W enn die Schocktherapie unverm eidlich ist, so kann es nur noch darum 
gehen, Friktionen sozial erträglich zu gestalten und die Anpassung zu beschleunigen. Insbe­
sondere m üssen die Voraussetzungen für rasche Produktivitätssteigerungen geschaffen 
werden, denn das Lohnniveau bewegt sich in den neuen Bundesländern nicht nur aufgrund 
der Ansprüche der A rbeitnehm er rasch nach oben, sondern auch durch attraktive Offerten 
westdeutscher Arbeitgeber.

Für die Bewohner der ehem aligen DDR ist es für die Bewältigung der W irtschaftskrise in 
m ehrfacher Hinsicht von Vorteil, daß sie je tzt Bürger der Bundesrepublik Deutschland sind. 
Erstens sind nunm ehr die Bundesorgane unm itte lbar auch für sie verantwortlich, und Politi­
ker pflegen sich vorzugsw eise den Bevölkerungsgruppen und Gebieten zu w idm en, bei de­
nen der P roblem druck am größten ist. Zweitens haben sie nun nicht erst im Falle des Übersie- 
delns Anspruch auf den Beistand des besser gestellten Teils Deutschlands. Drittens ist auch 
die Bereitschaft der westlichen Bürger zum  Transfer von finanziellen und m ateriellen Res­
sourcen zweife llos größer, wenn sie Bürgern des gleichen Staates zugute kommen.
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